
Bundessozialgericht

- 4 RJ 42/78 -

Verkündet am

25. Oktober 1978, I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:................................

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:

4)......................

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25. Oktober 1978

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 30. November 1977 wird

zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Beigeladenen zu 2) die außergericht—

lichen Kbsten auch des Revisionsverfahrens zu erstatten;

im übrigen sind außergerichtliche Kosten nicht zu er-

statten.
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Unter den Beteiligten ist in Streit, ob die beklagte Allge—

meine Ortskrankenkasse (AOK) verpflichtet ist, der klagenden
Berufsgenossenschaft (BG) Beiträge zur Rentenversicherung

der Arbeiter zu erstatten, die diese für den zu 2) beigelade-

nen Maurer M L- (L) entrichtet hat.

Manfred L erlitt am 25. Oktober 1974 einen Arbeitsunfall und

war bis 22. Dezember 1974 arbeitsunfähig. Sein Arbeitgeber

weigerte sich zunächst, den Lohn fortzuzahlen. Die Klägerin

zahlte L daraufhin Übergangsgeld bis 22. Dezember 1974 und
führte zugleich an die Beklagte Beiträge zur Rentenversiche—

rung der Arbeiter (ArV) ab (55 1227 Abs 1 Nr 8 a Buchst c,
1585 Abs 4 Buchst g der Reichsversicherungsordnung — EVO).

Im Dezember 1974 anerkannte der Arbeitgeber nachträglich seine

Pflicht, L den Arbeitslohn bis 8. Dezember 1974 fortzuzahlen.

Er erstattete der Klägerin auch das bis zu diesem Tag gezahlte

Übergangsgeld.

Die Beklagte war nunmehr ihrerseits bereit, der Klägerin die

Beiträge zur ArV bis 8. Dezember 1974 zu erstatten; für die

Zeit vom 9. bis 22. Dezember 1974 - 206,50 DM — lehnte sie
dies jedoch ab, weil L von der Klägerin tatsächlich Übergangs—

geld länger als einen Monat bezogen habe.

Mit der gegen die Beklagte erhobenen Zahlungsklage hatte

die Klägerin in zweiter Instanz Erfolg. Im angefochtenen Urteil

vom 50. November 1977 verpflichtete das Landessozialgericht

(LSG) die Beklagte unter Aufhebung des abweisenden Ersturteils,
für L gezahlte Beiträge im Betrag von 206,50 DM zu erstatten.

In der Begründung ist das Gericht der Auffassung, die Pflicht

der BG nach 5 560 Abs 1 RVG, bei verspäteter Lohnfortzahlung
durch den Arbeitgeber zunächst Übergangsgeld zu zahlen, könne

nicht dazu führen, den Arbeitnehmer durch zusätzliche Zahlung

von Beiträgen zur Rentenversicherung günstiger zu stellen.

...}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}-

Mit der zugelassenen Revision bekämpft die Beklagte dieses Urteil.

Sie ist der Auffassung, der Wortlaut des 5 4227 Abs 1 Satz 1 Nr
8 a Buchst 0 BVD spreche für sie. Der Gesetzgeber stelle darauf

ab, daß der Rehabilitationsträger tatsächlich mindestens einen

Menat Übergangsgeld zahle. Das habe die Klägerin vorliegend un-
streitig getan. Daß der Arbeitgeber nachträglich doch noch den

Lohn fortgezahlt habe, ändere hieran nichts. Das Übergangsgeld

habe die Klägerin auch zu Recht an L gezahlt. Die Rechtsansicht
der Beklagten werde durch die Urteile des Bundessozialgerichts

(BSG) vom 2.2.4978 _ 42 RK 59/76 und 42 RK 29/77 _ gestützt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 30. N0vember 1977 aufzuheben und die Berufung

der Klägerin zurückzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie ist der Meinung, ihr sei das Übergangsgeld nachträglich er—

stattet worden, weil L wegen des Anspruchs auf Lohnfortzahlung

gegen den Arbeitgeber hierauf keinen Anspruch gehabt habe. Das
angefochtene Urteil treffe zu.

Die Beigeladene zu 1) schließt sich dem Antrag und den Ausführun—

gen der Beklagten an.

Der Beigeladene zu 2) ist im Verfahren vor dem BSG nicht vertreten.

II.

Die Revision ist zulässig, in der Sache aber nicht begründet.

Die Klägerin behauptet sinngemäß, die Beklagte habe von ihr den

eingeklagten Geldbetrag ohne Rechtsgrund erhalten. Sie macht mit-

hin einen öffentlich—rechtlichen Erstattungsanspruch geltend.

Dieser ist Ausgestaltung des dem öffentlichen Recht angehörenden

Rechtssatzes, wonach der Empfänger Leistungen, die eines
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rechtlichen Grundes entbehren, an den Leistenden zurückzugeben hat

(vgl dazu zB mit umfangreichen Naohweisen aus Rechtsprechung und

Schrifttum den erkennenden Senat in BSGE 58, 46, 47 = SozR 2200

5 1409 Nr 1). Im einzelnen ist der öffentlich—rechtliche Er-

stattungsanspruch in den Fällen anzuerkennen, in denen im

Rahmen eines öffentlich—rechtlichen Rechtsverhältnisses Leistun—

gen ohne Rechtsgrund erbracht oder sonstige unmittelbare Ver-

mögensverschiebungen rechtsgrundlos vorgenommen worden sind

(vgl dazu OVG Münster in 0VGE 25, 286, 290). Hierbei steht der

Fortfall des rechtlichen Grundes seinem ursprünglichen Fehlen

gleich (vgl den erkennenden Senat aaO). Auch im vorliegenden

Fall ist der Rechtsgrund, demzufolge die Klägerin an die Be—
klagte zugunsten des Beigeladenen L Beiträge zur Rentenversiche—

rung entrichtet hat, fortgefallen, so daß die Beklagte diese

Beiträge rechtsgrundlos erhalten und mithin zu erstatten hat.

Rechtsgrundlage für einen Anspruch der beklagten AOK (Beitrags-

einzugsstelle) gegen die Klägerin, für den Beigeladenen zu 2)

Beiträge zur ArV zu entrichten, kann allein $ 1585 Abs 4 Buchst

g RVO iVm 55 1404, 1599 RVO sein. Dabei knüpft die erstgenannte

Vorschrift an die Versicherungspflicht des von einem Träger der

Rehabilitation (hier Träger der Unfallversicherung, 55 556 ff

EVO) betreuten Rehabilitanden nach 5 1227 Abs 1 Nr 8 a Buchst

c RVO an, dem dieser als Barleistung Übergangsgeld zu gewähren

hat (hier 5 560 Abs 1 Satz 1 BVD). Diese Versicherungs— und

demgemäß die mit ihr verbundene Beitragszahlungspflicht der

Klägerin ist indessen dadurch rückwirkend entfallen, daß der

Arbeitgeber L's seine Pflicht, diesem gemäß 5 1 des Lohnfort-
zahlungsgesetzes (LFZG) den Arbeitslohn für sechs wechen fort—

zuzahlen, im Dezember 1974 nachträglich erfüllt hat. Das erge-

ben die folgenden Überlegungen:

Es bedarf zunächst keiner näheren Begründung, daß der lohnfort—

zahlungspflichtige Arbeitgeber von seiner zusätzlichen Pflicht

nach $5 1227 Abs 1 Nr 1, 1585 Abs 4 Buchst a, 1596 Abs 1, 1399

Abs 1 RVG, in bezug auch auf den nachträglich fortgezahlten

Arbeitslohn Beiträge zur ArV an die Einzugsstelle abzuführen,

durch seine rechtswidrige Säumnis nicht entbunden wird (vgl

dazu auch 5 10 Abs 1 LFZG; Kehrmann/Pelikan, LFZG 2. Aufl. 1975
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S 2 RdNr 8; 5 10 RdNr 11). Hielte man sich, wie dies die Beklagte
tut, auch in Fällen der vorliegenden Art — Säumnis des lohnfort—

zahlungspflichtigen Arbeitgebers — allein an den Wbrtlaut des

S 1227 Abs 1 Nr 8 a Buchst c RVG, so bestünde für den Lohnfort—
zahlungszeitraum Versicherungspflicht des arbeitsunfähigen Ver—

letzten sowohl nach dieser Vorschrift als auch — wegen des während

der vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit fortbestehenden entgelt—

lichen Beschäftigungsverhältnisses_IBd1Nr 1 aaO. Entsprechend

müßten sowohl der Träger der Rehabilitation wie der Arbeitgeber

nach den angeführten Vorschriften Beiträge für den Rehabilitanden

zur ArV entrichten. Daß dies der Absicht des Gesetzes klar wider—

spricht, liegt auf der Hand: Für die Versicherungspflicht des

"Arbeitnehmers" in der ArV ist 5 1227 Abs 1 Nr 1 RVGdie umfassen—
de Grundnorm. Nur wenn für ihn nicht schon kraft dieser Vorschrift

Beiträge zur ArV entrichtet werden, tritt subsidiär die Beitrags—

pflicht des Trägers der Rehabilitation auf Grund der Nr 8a Buchst

c aaO ein. Es ist gerade Zweck dieser Vorschrift für denjenigen

Arbeitnehmer Lücken in der Beitragsleistung zu vermeiden, der

wegen der Notwendigkeit, sich einer längeren Rehabilitation zu
unterziehen, nicht schon nach Nr 1 aaO Rentenanwartschaften er—
werben kann.

Nach allem hat 5 1227 Abs 1 Nr 8 a Buchst c RVG Fälle der vorlie—

genden Art nicht gesehen und daher nicht geregelt. Diese Lücke

ist nach dem Plan des Gesetzgebers zu schließen. Dabei sind fol-

gende Überlegungen anzustellen:

Der Gesetzgeber hat bei Schaffung der Vorschrift offenkundig ver—

kannt, daß in Fällen der zu entscheidenden Art im Rahmen des

S 1227 Abs 1 Nr 8aBuchst c RVG nur eine vorläufige und vorüber—

gehende Versicherungspflicht des Rehabilitanden und dement—

sprechend auch nur eine vorläufige und vorübergehende Beitrags—

pflicht des Trägers der Rehabilitation entsteht. Nichts anderes

nämlich bewirkt im Ergebnis 5 561 Abs 1 Satz 1 RVG iVm 5 182

Abs 10 RVG. Danach geht der Anspruch des Verletzten auf Fort—

zahlung des Arbeitsentgelts gegen den säumigen Arbeitgeber in

Höhe des gezahlten (Kranken—) Übergangsgeldes auf den Träger der
Unfallversicherung über, der dem Verletzten nach 5 560 Abs 1 Satz

1 RVG Übergangsgeld zunächst auch für den Lohnfortzahlungszeit—

raum zu zahlen hatte. Der Rechtsgrund dieses
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'gesetzlichen AnsPrdchsüberganges ist klar. Da der arbeitsun-

fähige Verletzte auch dann nicht mittellos bleiben kann, wenn'

der Arbeitgeber seiner Lohnfortzahlungspflicht (zunächst)

rechtswidrig nicht genügt, löst nach 5 560 Abs 4 Satz 4 EVO
bereits das "Nichterhalten" von Arbeitsentgelt einen Anspruch

des Verletzten auf Übergangsgeld gegen den Träger der Unfall-

versicherung aus. Daß der Arbeitgeber aber auf Grund des dar—

gestellten gesetzlichen Anspruchsüberganges den rückständigen,

fortzuzahlenden Arbeitslohn nunmehr an den Unfallversicherungs-

träger abzuführen hat, bedeutet im Ergebnis nichts anderes,

als daß der Träger in bezug auf den ausstehenden Arbeitslohn

allein vorläufig für den Arbeitgeber in Vorlage getreten ist..

Hat der Arbeitgeber unter Beachtung des gesetzlichen Anspruchs-

überganges den Lohn nachträglich gezahlt, ist der den 55 560

Abs4 Satz4, 564Abs4 Satz4 EVOzu entnehmendeGesamtplan
des Gesetzes — nach Bereinigung des Hindernisses der säumigen

Lohnfortzahlung — erfüllt: Der Arbeitgeber hat seiner Lohn- ’
fortzahlungspflicht doch noch genügt; der arbeitsunfähige Ver-

letzte hat seinen Arbeitslohn für sechs Wochen im Ergebnis

erhalten, wenngleich zum Teil in Form und unter Verrechnung '

mit dem nicht zurückzuzahlenden Übergangsgeld; der Unfallver—
sicherungsträger hat im wirtschaftlichen Ergebnis Übergangsgeld

nur für die Zeit gezahlt, in der dem Verletzten Arbeitsentgeltl

nicht zustand. .

Hätte nun der Gesetzgeber gesehen, daß der Träger der Rehabi—

litation in Fällen säumiger Lohnfortzahlung mit dem von ihm zu
1

zahlenden Übergangsgeld nur vorschußweise für den Arbeitgeber

eintritt, so hätte er die Versicherungspflicht — und die damit

verknüpfte Beitragspflicht des Trägers - nach 5 4227 Abs 1

Nr 8 a Buchst c RVG nicht allein an die "Zahlung" bzw den

"Bezug" von Ubergangsgeld geknüpft. Er hätte vielmehr der

rechtlich weitreichenden Tatsache Rechnung getragen, daß in

diesen Fällen gemäß der in 55 560 Abs 4 Satz 4, 564 Abs 4
Satz 4 RVO getroffenen Gesamtregelung der Arbeitgeber auf Grund

bereits des % 1227.MB'1Nr1 RVO:■ickwirkend als allein Beitrags-

zahlungspflichtiger heranzuziehen ist und demgemäß bei dem ‚
Betreuten eine ausfüllungsbedürftige Beitragslücke gar nicht
besteht. Damit hätte er klarmestellt; daß es, wie das LSG
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zutreffend hervorgehoben hat, nicht sinngemäß ist, den Arbeitneh-

mer, dessen Lohnfortzahlungsanspruch erst verspätet befriedigt

wird, in der gesetzlichen Rentenversicherung günstiger zu stellen

als denjenigen, dessen Lohnfortzahlungsanspruch pünktlich erfüllt

wird. 5 4227 Abs 4 Nr 8 a Buchst c EVO ist daher nach dem Plan

des Gesetzes dahin lückenfüllend zu ergänzen, daß dann, wenn der

säumige Arbeitgeber seine Lohnfortzahlungspflicht nachträglich

erfüllt, die nur vorläufig an die tatsächliche Zahlung von Über—

gangsgeld geknüpfte Beitragspflicht des Trägers der Rehabilitation

nach dieser Vorschrift rückwirkend als gegenstandslos entfällt

mit der Folge, daß die von dem Träger gezahlten Beiträge ohne

Rechtsgrund erbracht worden sind.

Die Beklagte scheint im Grunde damit übereinzustimmen. Sie hat

sich durch den Wortlaut des 5 4227 Abs 4 Nr 8 a Buchst c RVG
nicht gehindert gesehen, der Klägerin die für den Lohnfortzahlungs»

zeitraum gezahlten Beiträge zurückzuerstatten. Da im konkreten

Fall nach dem rückwirkenden Entfallen der Versicherungspflicht

für den Lohnfortzahlungszeitraum nach dieser Vorschrift Ver-

sicherungspflicht nicht "mindestens einen Kalendermonat" bestan-

den hat, hat sie von der Klägerin auch die Beiträge für die Zeit

vom 9. bis 22. Dezember 4974 rechtsgrundlos erhalten. Dem stehen

die Urteile des 42. Senats des BSG vom 2.2.4978 — 42 RK 59/76

und 42 RK 29/77 — nicht entgegen. Ihnen liegt jeweils ein anderer

Sachverhalt zugrunde. Außerdem befassen sie sich mit der Bei—

tragspflicht des Rehabilitationsträgers zur Krankenversicherung.

Ist nach allem der Rechtsgrund für die hier streitige Beitrags-

leistung entfallen, so besteht das Begehren der Klägerin auf

Rückzahlung auf Grund des öffentlich-rechtlichen Erstattungs—

anspruches zu Recht. Das angefochtene Urteil trifft zu, so daß

die Revision der Beklagten hiergegen als unbegründet zurückzu—

weisen war.
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Die Kostenentscheidung stützt sich auf 5 193 Abs 1 und 4

des Sozialgerichtsgesetzes.
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